
Die Schwierigkeit des Neubeginns in der DDR gilt auch für die 
Landwirtschaft, weil Altlasten übernommen werden müssen. 
Sie leiten sich aus einer jahrzehntelangen verfehlten zentralisti­
schen Agrarpolitik her, für die sich auch die DBD vor dem Volk 
zu verantworten hat. Die Gesamtsituation ist gekennzeichnet 
durch die geringe Effektivität der Produktion und Wettbewerbs­
fähigkeit der Betriebe, einen hohen Grad der Überalterung und 
des Verschleißes der baulichen und technischen Ausrüstungen, 
unzulängliche Entwicklung oder gar Zerstörung der Infrastruk­
tur der Dörfer. Überspezialisierung und Gigantismus haben zur 
Störung der Stoffkreisläufe geführt. Die Landschaft wurde ge­
schädigt und die Umwelt unerträglich belastet.

Die Positionen der SPD-Fraktion in der Koalition zur Land­
wirtschaft werden durch Aussagen bestimmt, für die im Hause 
ein breiter Konsens zu bestehen scheint.

Die einzelnen Punkte wurden schon vom Vorredner der CDU/ 
DA weitgehend angesprochen. Sie entsprechen dem Standpunkt 
der SPD. Wir fordern ebenfalls wie die anderen Fraktionen 
Schutz für die Landwirtschaft und Unterstützungen beim Ab­
satz der einheimischen Produkte. Danke.

(Beifall)

Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner:

Als nächster spricht als Vertreter der Fraktion Bündnis 90/ 
^^rüne der Abgeordnte Prof. Dr. Reich.

Abg. Prof. Dr. Reich (Bündnis 90/Grüne):

Herr Präsident! Wir haben Meinungsverschiedenheiten. 
Wenn bei uns in der Familie Streit ist, dann wird jeder Stand­
punkt mit gleichem Gewicht behandelt, und Mehrheitsbeschlüs­
se können erst, nachdem man sich das angehört hat, gefällt wer­
den. Abstimmen also nach dem Anhören, und Almosen bei der 
Zuweisung von Redezeiten sind nicht ausreichend. These und 
Gegenthese müssen gleichgewichtig dargestellt werden und an­
schließend dann mit Beschlüssen usw. abgestimmt werden, 
nicht vorher bei der Zuweisung.

Zur Regierungserklärung: Erwarten Sie von der Opposition 
nun keine Freundlichkeiten. Wir haben die Aufgabe als Opposi­
tion, Schwachstellen und kritische Stellen herauszuarbeiten. Ich 
will das auf dem Gebiet der Wirtschaft tun und das in vier Fragen 
gestalten. Zwei Generationen haben dieses Land am Leben ge­
halten, haben es aus den Trümmern geholt und auf den Beinen 
gehalten. Die sozialistische Planwirtschaft verhinderte eine Ver­
mögensbildung der Werktätigen. Alles, was sie haben, sind eini­
ge Ersparnisse und Habseligkeiten. Das eigentliche Vermögen, 
'"as, was noch da ist, ist das sogenannte Volkseigentum, pro Kopf

_jndertmal soviel wie die 2 000 M Ersparnisse, um die wir jetzt
dauernd so heftig in der Zeitung miteinander ringen. Unsere 
Frage: Was wird mit dem Volkseigentum? - Ich vermisse Aussa­
gen dazu. Die Regierungserklärung spricht von geeigneten 
Rechtsformen in etwas nebliger Form. An einer Stelle werden 
die Produktionsmittel als Staatseigentum bezeichnet. Es ist kein 
Wort gesagt worden zur alliierten Rechtsprechung, obwohl das 
noch im Koalitionsabkommen drinsteht. Der Wirtschaftsmini­
ster hat gestern erklärt, daß die Treuhandschaft durch das Wirt­
schaftsministerium zu gestalten sei. Es wird von Schuldver­
schreibungen geredet. Welches ist das Modell der Vergabe? - 
Unserer Meinung nach keinesfalls Ankauf durch Werktätige, 
weil die Werktätigen sich das nicht leisten können. Die Kontrolle 
der Treuhandschaft ist nicht Angelegenheit der Exekutive, der 
Regierung, sondern muß Angelegenheit des Parlaments sein.

(Stellenweise Beifall)

2. Grund und Boden, soweit es Nationaleigentum betrifft: Die 
Regierungserklärung spricht nur von der Bodenreform. Im Ko­
alitionspapier steht, daß Grund und Boden handelbar sein müs­
sen, und der Wirtschaftsminister erklärte gestern, daß auf der 
grünen Wiese Land erwerbbar sein muß. Unsere Meinung dazu 
ist: Nationaler Grund und Boden in den Städten, Kommunen 
usw. darf nicht verkäuflich sein, nur verpachtbar.

(Stellenweise Beifall)

Wir fordern, daß hier die neue Regierung aus den Gründen, die 
ich nannte, der Benachteiligung der Werktätigen über Jahrzehn­
te sich an Vorbilder hält wie die englische Krone, die grundsätz­
lich kein Land verkauft, oder wie Wolfsburg, wo der Grund und 
Boden in den Städten nicht verkauft, nur verpachtet wird.

Nebenbei bemerkt, steht in der Regierungserklärung, daß die 
Bezirkstage, kurz gesagt, bald den Löffel abgeben sollen. Wir 
möchten dringend die Regierung auffordern, dabei zu beachten, 
daß nicht auch die Beschlüsse von Bezirkstagen über Bord ge­
hen, daß jetzt keine Zersiedlungs- und Parzellierungswelle ohne 
staatliche Kontrolle in den einzelnen Bezirken stattfindet.

3. Inlandsschulden bei privatem und kooperativem Vermögen 
an Produktionsmitteln sollen gestrichen werden. Beim Volksei­
gentum stand im Koalitionspapier noch die Variante, sie auch zu 
streichen. Jetzt wird vom Umbewerten zu einem Kurs von 2:1 ge­
redet. Unsere Frage: Wieso werden die volkseigenen Betriebe 
hier anders behandelt? Sie sind durch das alte System genauso 
gefesselt und geknebelt gewesen wie die anderen? Sie mußten in 
Produktionsfonds Abgaben leisten, bei vorgeschriebenen Prei­
sen und bei Produkten, die ihnen vorgeschrieben waren vom 
Plan, die sie nicht aussuchen konnten, und ihre Gewinne wurden 
abgeführt. Jede Investition ging über Zwangskreditierung. Ich 
sehe nicht ein, daß, wenn jetzt die Fesseln gelöst werden, diese 
Zwangskreditierung sich in Schulden umwandelt und dann viel­
leicht über eine Kreditbank an die Deutsche Bank als Verbind­
lichkeit kommt. Dann müssen Zinsen gezahlt werden zu westli­
chen Zinssätzen, und eine große Zahl von Betrieben geht dann 
pleite. Wir sind dagegen. Ich danke Ihnen.

(Beifall, vor allem von Bündnis 90/Grüne, SPD und PDS) 

Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner:

Als nächster spricht als Vertreter der Fraktion der CDU der 
Abgeordnete Bechstein.

Abg. Bechstein (CDU/DA):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der katastrophale 
Zustand der Umwelt in unserem Land ist einfnakabres Beispiel 
für die Folgen einer fast schrankenlosen Herrschaft des Men­
schen über die Natur, ausschließlich unter dem Gesichtspunkt 
ihrer Ausbeutung. Das SED-Regime hat uns in den 40 Jahren sei­
ner angemaßten Macht nicht nur einen todkranken Wald, ster­
bende Flüsse, radioaktive Abraumhalden und nahezu unbe­
wohnbare industrielle Ballungsgebiete hinterlassen, sondern in­
folgedessen auch eine ständig wachsende Zahl an Körper und 
Geist kranker Menschen. Chlorphenole im Trinkwasser, Schwe­
feldioxide in der Luft waren für uns die Vitamine des real existie­
renden Sozialismus,

(Heiterkeit, Beifall, vor allem bei CDU/DA und DSU) 

und sie sind es als Erblast noch heute.

Dieser verantwortungslose Umgang mit Mensch und Natur 
muß gründlich und schnell beendet werden. Das sehen wir als ei­
ne politische Verantwortung an, für die wir als Christen durch 
unseren Auftrag zur Bewahrung der Schöpfung motiviert sind’. 
Wir gehen dabei von der Überzeugung aus, daß jedes Leben auf 
dieser Erde von Gott geschaffen und deshalb als wertvoll, einma­
lig und unverwechselbar zu erhalten ist. Das ist ein Standpunkt, 
für den sich viele Frauen und Männer in unserem Land, auch aus 
diesem Plenum, hier seit Jahren intensiv und engagiert einset- 
zen, z. B. in Umweltgruppen, im Netzwerk Arche und im Rah­
men des konsistorialen Prozesses der Kirchen in der DDR.

Es nützt dieser Welt und es nützt diesem Land wenig, die Ge­
fahr des Krieges für immer zu verbannen, wenn die Gefahr der 
ökologischen Selbstvernichtung nicht erkannt, wenn ihr nicht 
gebührend begegnet wird. Wir dürfen nicht die sterbenden Op­
fer eigener Maßlosigkeit werden.

«

(Beifall)

Stellen wir im Dienst der Sache unser gemeinsames Anliegen, 
die Bewahrung der Schöpfung, über Konfession und Parteizuge-


